
wusst ist. Und dann gibt es 
auch noch Geheimdienste, 
die alle überwachen. Und Ka-
meras, die einem auf Schritt 
und Tritt folgen. Und natür-
lich auch Gesetze, Regeln, 
Konventionen und Verbote, 
die das Leben regulieren. 
Und die Menschen bevor-
munden. Die meisten davon 
gibt es nicht ohne Grund. 
Und einige verändern sich 
im Diskurs. Wie bei der stil-

len Post. So werden manche 
Mücken zu Elefanten. Und 
sind die Elefanten einmal da, 
erkennt man, dass es doch 
nur Mücken sind. Aber nicht 
alle Verbote, Gesetze und ge-
sellschaftlichen Normen sind 
gescheit. Viele sind politisch 
oder wirtschaftlich motiviert, 
sollen lenken und steuern. An 
ihnen verdient oft irgendeine 
Lobby. Und bei manchen hat 
man das Gefühl, man wäre 

ein Kleinkind, das sich an 
den Händen der Eltern fest-
halten muss, damit es nicht 
hinfällt und sich verletzt. Sie 
sollen normieren und kont-
rollieren, bevormunden und 
schikanieren die Bürger aber 
scheinbar grundlos. Als wür-
de man ihnen nicht zutrauen, 
ihr Leben eigenständig zu 
führen. Manche Regeln, Ge-
setze und Verbote schreiben 
einem also vor, wie man sich 

Haben wir noch Rechte?

Österreich mausert sich vom Rechtsstaat zum 
Pfl ichtenstaat, der sich durch eine ausufernde Ver-
botskultur inklusive Sanktionierungen auszeichnet. 
alles roger? sprach mit Top-Anwalt Dr. Egon Engin-
Deniz über Privatrechte, die immer mehr von 
Pfl ichten überschattet werden. Text: Martina Bauer

Die Bevormundungs- und Verbotskultur treibt in Österreich bunte Blüten. Darüber 

hinaus weiß kaum mehr jemand, was er eigentlich darf und was nicht. Die 

Obrigkeitshörigkeit nimmt ebenso zu wie die Angst. Das scheint Kalkül zu sein, 

denn je mehr sich die Bürger fürchten, desto mehr muss sie der Staat beschützen. 

Zumindest gibt er das vor, um all die skurrilen Maßnahmen durchzusetzen.

„Die ganze Verbotskultur beruht darauf, dass man sagt: ,Das ist im Sinne des 

Allgemeinwohls, und dafür muss man individuelle Bedürfnisse zurückstecken.‘ Das 

ist ein großer Eingriff in die Freiheit des Individuums. Alle Rechte korrespondieren 

immer mit Pfl ichten, und das läuft auf die Beschneidung der individuellen Rechte 

hinaus“, so Dr. Engin-Deniz, der auch erklärt, dass diese ganze Verbotskultur eine 

Eigenheit des österreichischen Gesetzgebers ist: „Es sind ja nicht nur die Verbote, 

denn die werden hierzulande immer gleich mit Verwaltungsstrafen sanktioniert. 

Das ist das Problem der verrechtlichten Gesellschaft, in der wir leben. Das hat zur 

Folge, dass man Leute für ganz nichtige Dinge anzeigen kann. Das ist in anderen 

Ländern nicht so.“

Generell scheint der Gesetzgeber immer ein Wenn oder Aber parat zu haben. Man 

darf zwar zu Hause oder auf seinem Balkon so viel rauchen, wie man will, aber 

nur dann, wenn alle anderen Bürger vor der Immission geschützt sind. Es ist also 

eine Frage des Maßes. „Bei Zuwiderhandeln wird man zwar nicht die Wohnung 

verlieren, aber eine Unterlassungsklage oder eine Zwangsstrafe kann man dafür 

bekommen“, sagt Dr. Engin-Deniz.

Einzig und allein im Fasching ist alles erlaubt. Fast alles, denn wer sich zum Bei-

spiel bei einer Faschingsgilde als IS-Terrorist verkleidet, dem kann der Tatbestand 

„Gutheißen von terroristischen Straftaten“ nachgesagt werden, was wiederum eine 

Bestrafung im Sinne des Verhetzungsparagraphen nach sich ziehen kann. 

Witze über Politik und Religion darf man machen, das ist Ausdruck von Meinungs-

freiheit, wenn sie nicht in die Herabwürdigung oder ins Lächerlichmachen einer re-

ligiösen Lehre münden. Das ist dann ein Strafbestand und gilt für alle anerkannten 

Kirchen und Religionen in Österreich. 

In Hass sollten diese Witze auch nicht ausarten, denn Hass-Postings sind nun per 

Gesetz strafbar. Das sind solche, die üble Nachrede, Kreditschädigung, den Aufruf 
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zu verhalten hat. Das Ziel: 
sozial unerwünschtes Han-
deln aus der Gesellschaft zu 
entfernen. Das ist einmal gut, 
einmal weniger. Jedenfalls 
verliert man auch so Rechte 
und Freiheiten.  

Mögliche 
Gegenmaßnahmen
Manche Gesetze und Verbo-
te muss man einfach hinneh-
men. Und Studien zeigen: 
Solange ein Gesetz, das einem 
nicht passt, nicht beschlossen 
ist, solange es noch Hoffnung 
gibt, dass es nie in Kraft tritt, 
wehrt man sich dagegen. Re-
aktanz nennt man das. Aber: 
„Wenn eine Einschränkung 
in Stein gemeißelt ist, re-
agieren Menschen tenden-
ziell positiv darauf“, erklärt 
Kristin Laurin von der Uni-
versität von Waterloo. Nicht 
nur vielen Gesetzen, auch 
so mancher Kontrolle kann 
man sich nicht entziehen. 
Man müsste schon au tark 
und ohne Strom im Wald 
leben. Aber mit dem schnel-
len Fortschritt der Technik 
hat man verlernt, bewusst 
mit ihr umzugehen. Würde 
man das nämlich tun, wäre 
man nicht so durchschaubar. 
Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen sollte man durchle-
sen, bevor man sie akzeptiert. 
Den Smart-TV kann man 
so einstellen, dass er nicht 

mithört. Die Ortungsdienste 
am Smartphone kann man 
ausschalten. Man kann fest-
legen, welche Apps worauf 
zugreifen dürfen. Und auch 
die Verfolgung des Surfver-
haltens deaktivieren. Die 
Privatsphäre-Einstellungen 
in sozialen Netzwerken kann 
man optimieren. Es gibt 
Passwortmanager, die unter-
schiedliche, sichere Passwör-
ter für verschiedene Dienste 
erstellen. Und es gibt den Tor 
Browser, mit dem man fast 
unsichtbar durchs Internet 
surft. Wichtig ist, dass man 
die Systeme regelmäßig up-
datet. Ein bewusster Umgang 
mit Technik kann also sehr 
viel bewirken. Noch.

Intelligente 
Städte
In Zukunft sind möglicher-
weise nicht nur Fernseher, 
Handys und Puppen smart. 
Ganze Städte könnten ver-
netzt sein. Signale würden 
von A nach B übertragen 
werden und Reaktionen aus-
lösen. Laternen würden dann 
zum Beispiel die Polizei ver-
ständigen, wenn jemand in 
ihrer Nähe um Hilfe ruft. Sie 
könnten auch die Temperatur 
messen, die vorbeifahrenden 
Autos zählen oder die Men-
schen analysieren. Künstli-
che Intelligenz könnte dann 
erkennen, wo sich etwas zu-

sammenbraut. Und ob sich 
jemand verdächtig verhält. 
Der Straßenverkehr könn-
te gezielt gesteuert werden. 
Drohnen würden herum-
schwirren. Kameras würden 
Gesichter erkennen. Ein 
Mistkübel würde melden, 
wenn jemand zum Beispiel 
eine Waffe oder Sprengstoff 
hineinwirft. Die Menschheit 
würde in einem großen Ge-
hirn leben. Sicher und be-
schützt. Zumindest würde sie 
das glauben. Aber neben all 
den Chancen und Vorteilen, 
die so eine Smart City bieten 
würde, gibt es auch Proble-
me. Je vernetzter sie ist, desto 
mehr Schaden könnten Cy-
ber-Attacken anrichten. Und 
ist die Überwachung noch so 
groß, Rundum-Schutz kann 
man nicht garantieren. Aber 
auch wenn vieles technisch 
schon möglich und einiges 
bereits Realität ist, noch ist 
die smarte Stadt eine Utopie. 
Noch lassen die Gesetze eine 
so fl ächendeckende Überwa-
chung nicht zu. Und noch 
sind die Menschen nicht be-
reit, ihre Freiheit für ein paar 
Vorteile und das Gefühl von 
Sicherheit komplett aufzuge-
ben. Noch. Aber Bedürfnisse 
und Wünsche ändern sich. 
Und was man irgendwann 
einmal will, dass weiß man 
selbst noch gar nicht. Das 
wissen nur andere. 

zur Verfolgung oder das Aufhetzen gegen eine Person beinhalten. Ziel ist der 

Schutz gegen Mobbing, was ja nicht schlecht ist. „Allerdings hat der Gesetzgeber 

verabsäumt, genau zu defi nieren, welche Aussagen darunterfallen. Das muss also 

erst ausjudiziert werden“, verrät Dr. Engin-Deniz.

Es ist nicht einfach, im Gesetzesdschungel den Durchblick zu behalten. Vor allem 

immer mehr Unternehmer verzweifeln. Allen voran die Wirte, die wegen der 

hohen Aufl agen vermehrt ihre Häuser zusperren. Das bestätigt auch der Anwalt, 

der sagt: „Man kann alles übertreiben, aber mit den Verordnungen (Allergenver-

ordnung, Rauchverbot, Registrier-

kassenpfl icht, Investitionen für die 

Barrierefreiheit, Belüftung etc.) 

werden kleine Unternehmer und 

private Initiativen immer mehr zu-

rückgedrängt. Es ist ganz klar eine 

Einschränkung der Erwerbsfreiheit, 

was ein EU-Phänomen ist. Auch 

hier wird der fürsorgliche Gedanke 

vorgeschoben.“

Klaus Schöndorfer hat in Stein an 

der Donau kein Wirtshaus, aber eine 

Trafi k, und auch ihm platzte ob der 

Registrierkassenpfl icht der Kragen. 

„Durch diese schwachsinnige Ver-

ordnung benötigen wir mehr als 300 

zusätzliche Kassarollen pro Jahr, 

und wir sind kein großes Geschäft. 

Hochgerechnet ist das 24 Kilometer 

zusätzlicher Papierverbrauch. Auf 

Klimagipfeln beweihräuchern sich 

die Politiker und nebenbei produzieren wir tonnenweise giftigen Bisphenol-A-

haltigen Müll (das Thermopapier der Kassarollen enthält schädliches Bisphenol-A  

– Anm. d. Red.) den niemand braucht“, schreibt er auf seiner Facebook-Seite in 

einem offenen Brief an Finanzminister Schelling. 

Binnen kurzer Zeit wurde dieser Beitrag mehrere 1.000 Mal geteilt. Untermauert 

hat Schöndorfer seine Zeilen mit einem Foto (anbei), das eine Schachtel voller 

Belege zeigt, und zwar von einem einzigen Tag. „Die Kunden sagen ,Danke, 

brauche ich nicht‘, ,Interessiert mich nicht‘, ,Nehm ich trotzdem nicht mit‘, ,Der 

Finanzminister kann mich ...“, und Ähnliches. Diese Belege blieben im Geschäft, 

andere wiederum nehmen sie mit und schmeißen sie draußen weg“, erzählt der 

Trafi kant, dem – wie so vielen anderen Bürgern – jegliches Verständnis für diese 

Pfl icht abgeht. Das Recht, diesen Wahnsinn zu ändern, haben wir nicht.
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